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Es gilt das gesprochene Wort. 
 
Meine Damen und Herren, 
es gibt elementare Rechte, die wir so oft zitieren, dass sie uns fast zu vertraut geworden sind. Und 
doch geraten sie uns aus dem Blick, wenn sie konkret werden.  
 
Das Menschenrecht auf Wohnen ist ein solches Recht. Dieses Menschenrecht auf Wohnen ist 
allerdings kein politisches Wohlfühlversprechen. Es ist ein verbindlicher Rechtsanspruch, verankert im 
internationalen und nationalen Recht. Artikel 25 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte und 
Artikel 11 des UN-Sozialpakts, den Deutschland 1973 ratifiziert hat, erkennen jedem Menschen das 
Recht auf angemessenen Wohnraum an. 
 
Daraus folgt für alle staatlichen Ebenen – Bund, Länder und Kommunen – eine Pflicht zum Handeln: 
Sie müssen die Voraussetzungen schaffen, dass Wohnen sicher, bezahlbar und menschenwürdig 
bleibt.  
 
Dieses Recht duldet keinen Aufschub, keine Ausreden und keinen politischen Verschiebebahnhof 
zwischen Zuständigkeiten. Wir müssen uns heute die unbequeme Frage stellen: Werden wir diesem 
Menschenrecht in Deutschland gerecht? 
 
Wenn wir ehrlich sind, dann erleben wir derzeit eine schleichende Aushöhlung dieses Auftrags – 
durch Unterlassung, durch Trägheit, durch Wahrnehmungsverweigerung. In immer mehr Regionen 
leben Hunderttausende in überbelegten Wohnungen. Familien teilen sich Räume, in denen Kinder 
keine Hausaufgabenruhe und Erwachsene keinen Rückzugsort mehr finden. 
 
Es sind nicht nur soziale Härten – es ist auch ein wirtschaftliches Desaster. Denn was nützt die beste 
Fachkräftepolitik, wenn Betriebe auf Mitarbeiter verzichten müssen, weil die Wohnungssuche zum 
Hindernis-Grund Nummer 1 geworden ist? 
 
Und Vermieter, die Gewinnmaximierung betreiben aber keinerlei Sozialpflichtigkeit verspüren, 
können Wuchermieten aufrufen, mit denen sie in einem funktionierenden Markt komplett aus der 
Kurve fliegen würden. 
 
All dies verschärft die dramatische wirtschaftlichen Lage Deutschlands im Jahr 2025. Im dritten Jahr 
der Rezession tritt die Wirtschaft auf der Stelle. Der einst stabile Arbeitsmarkt ist nicht länger der 
rettende Anker. Der industrielle Kern Deutschlands bröselt dahin. Wir befinden uns in einer massiven 
Strukturkrise. Leerstehende Wohnungen mit ihren wirtschaftlich zermürbenden Folgen – nicht nur für 
unsere Wohnungsunternehmen, sondern gleich ganze Städte – stehen hunderttausendfach 
fehlendem bezahlbarem Wohnraum gegenüber. 
 
Der Mangel an Wohnungen wird nicht nur zu einem sozialen, sondern zu einem systemischen Risiko: 
Das heizt den Druck auf dem Mietmarkt weiter an und es behindert die gesamtwirtschaftliche 
Entwicklung vieler Regionen massiv. 
 
Um über 52 % gestiegene Baukosten in den letzten 6 Jahren lähmen den Wohnungsbau weiter. Das 
wiederum führt zu Kollateralschäden bei allen am Bau Beteiligten. Das treibt dann übrigens unseren 
ohnehin schon stark belasteten Konjunkturzyklus noch weiter in eine Abwärtsspirale. 
 



Diese wirtschaftliche Negativ-Dramatik unterstreicht, dass ein Scheitern in der Wohnungspolitik nicht 
isoliert ist. Sie ist Teil einer breiteren Krise. Das eindringlichste Beispiel für dieses Scheitern ist das Ziel 
der letzten Bundesregierung von 400.000 neuen Wohnungen pro Jahr. Jetzt auf 320.000 angepasst. 
Aber die Zahlen sind egal, wenn wir schon bei den Baugenehmigungen (220.000) nicht im 
Entferntesten an diese Zahlen herankommen. Es ist zum Symbol für ein staatliches Versprechen 
geworden, das nicht eingelöst werden kann. 
 
In diese Kategorie fällt auch der Begriff „Wohnungsbauturbo“. Damit werden Erwartungshaltungen 
geschürt, die mit diesem Instrument allein aber einfach nicht erfüllt werden können. § 246e BauGB 
ist ein wirklicher Turbo, wenn es um die Frage einer neuen Deutschlandgeschwindigkeit für 
Planungsprozesse geht. Endlich! Und daher rufen wir auch alle Kommunen auf, diese zeitlich 
befristete Möglichkeit zu nutzen. Dabei dann aber bitte nicht Rahmenbedingungen zu setzen, die eine 
Investition unmöglich machen. Doch noch immer zögern Kommunen - auch solche mit 
Wohnraummangel. Sie machen weiter mit „business as usual“. 
 
Wohnraumkrise, Menschenrecht: War da was? Aber selbst bei positiver Anwendung bleiben 
komplizierte Regeln, komplexe Verwaltungsprozesse, Zinsen und hohe Kosten, die einen Neubau trotz 
aller „Turbos“ schwer planbar und immer noch unrentabel machen. Die wahren Flaschenhälse 
befinden sich entlang der gesamten Wertschöpfungskette.  
 
Genehmigungsverfahren sind ein bürokratischer Flickenteppich, den über 400 verschiedene Städte 
und Landkreise nach ihrem eigenen Gutdünken auslegen. 
 
Ein Gutachten des Wissenschaftlichen Beirats beim Bundeswirtschaftsminister fordert die 
Digitalisierung - aber: mit bundeseinheitlichen Standards. Am besten gleich mit KI. Absolut richtig. 
Aber schon wieder so eine scheinbare Unmöglichkeit in Deutschland. 
 
Ein anderes Grunddilemma könnte der Bund in der anstehenden großen Baugesetzbuch-Novelle 
ohne Kosten zugunsten des Wohnungsbaus lösen: Es geht darum, die überwältigende Anzahl von 
Einzelthemen, die der Realisierung des Menschrechts auf Wohnraum entgegengehalten werden, zu 
zähmen. 
 
Es geht zum Beispiel darum wieder eine Balance zwischen Artenschutz und dem Menschenrecht zu 
finden. Dies gelingt ohne große Kosten, wenn wir einen sogenannten Abwägungsvorrang für den 
Wohnungsbau einführen. Andere Schutzgüter bleiben. Aber eben nicht mehr in ihrer verhindernden 
Absolutheit. Wir nennen es eine „Fast Lane“ fürs Wohnen. 
 
Für alle möglichen Dinge hat der Bundestag schon einen solchen Abwägungsvorrang beschlossen: für 
Windräder, für PV-Anlagen, für Ladeinfrastruktur, für den Ausbau der Glasfaserinfrastruktur. Frage für 
einen guten Freund: Ist das Menschenrecht auf Wohnen weniger wert als schnelles Internet oder 
eine PV-Anlage?  
 
Es geht um eine Werteentscheidung. Es geht um Mut und Konsequenz. Wir fragen die Regierung und 
die sie tragenden Fraktionen: Haben Sie jetzt die Kraft in der kommenden Baugesetzbuchnovelle eine 
entscheidende Grundlage für das Menschenrecht auf Wohnen zu geben? 
 
Nun zu einem der wohl größten Missverständnisse in der Öffentlichkeit und Teilen der Politik: Es geht 
um die Rolle der sozialen Wohnraumförderung. Zunächst sage ich ausdrücklich: Die drastische 
Erhöhung der Fördergelder ist wichtig und notwendig. Im Jahr 2025 stellt der Bund 3,5 Milliarden 
Euro für den sozialen Wohnungsbau bereit. Absoluter Rekord. Auch viele Länder weiten ihre 
Unterstützungen massiv aus. Und wir sagen: Vielen, vielen Dank. 
 



Doch die Relationen sind entscheidend. Denn diese Steigerung verpufft in den massiven 
Baukostensteigerungen der letzten Jahre. Die kumulative Baukostensteigerung im Bauhauptgewerbe 
zwischen 2019 und Mai 2025 beträgt rund 52 Prozent. Das bedeutet gegenüber 2019 eine Halbierung 
der theoretisch möglichen Baufertigstellungen. 
 
Kommen wir daher zur zentralen, der quantitativen Frage: Kann diese soziale Wohnraumförderung 
das Problem des fehlenden Wohnraums lösen? Es ist ziemlich simpel: Selbst mit dieser noch nie 
dagewesenen Unterstützung kommen wir gerade auf etwa 40.000 bis 45.000 Wohnungen. Es reicht 
angesichts der Notwendigkeiten hinten und vorne nicht. 
 
Das Problem ist nicht, dass wir zu wenig fördern, sondern dass das gesamte System dysfunktional ist. 
Es ist unerlässlich, dass uns auch im ungeförderten Segment der Durchbruch gelingt. Ohne eine 
grundlegende Reform der Regeln, der Genehmigungsverfahren, der Bürokratie und der 
Kostenstrukturen, wird der Wohnraummangel unbeherrschbar. 
 
Die gute Botschaft: selbst unser System ist reformierbar. Es ist menschengemacht, „Made in 
Germany“. Die Anfänge sind gemacht. Hamburg-Standard oder E wie effizient. Aber es hakt immer 
noch an der entscheidenden juristischen Absicherung. Dabei liegt hier die zentrale Stellschraube, ob 
wir es schaffen, endlich aus der Sackgasse heraus zu kommen. 
 
Der Koalitionsvertrag, in dem genau die geforderte Lösung fixiert wurde, datiert vom 5. Mai. Unsere 
konkreten Vorschläge liegen auf den Tischen im Bauministerium, im Justizministerium: Die haben 
jetzt nach sechs Monaten Eckpunkte vorgelegt. Die Ziele begrüßen wir sehr. Gleichwohl: Wenn hier 
die zentrale Stellschraube für preiswerteres Bauen liegt, hätten wir uns nach einem halben Jahr mehr 
als Eckpunkte gewünscht. Und die Ankündigung mit der Gesetzgebung das ganze Jahr 2026 zu füllen, 
erscheint einem vor dem Hintergrund der riesigen Notwendigkeiten wie ein schlechter Scherz aus 
einer anderen Welt. Das ist so ziemlich das Gegenteil der benötigten neuen 
Deutschlandgeschwindigkeit. 
 
Wir brauchen Lösungen. Jetzt. Es wird einfach nicht ausreichen eine gute Regelung im 
Werkvertragsrecht zu haben. Entscheidend für uns ist auch das Mietrecht. Wir brauchen einfache und 
rechtssichere Regeln für Mieter und Vermieter. Aber genau hier sind selbst die Eckpunkte immer noch 
extrem schwammig. 
 
Die andere zentrale Steuerungsgröße ist die Förderung. Bislang wird beispielsweise absurd teuer 
zertifizierte und übertriebene Spitzenqualität gefördert. Das macht nur die Zertifizierer reich, und am 
Ende kommen wieder keine bezahlbaren Mieten raus. Was wir brauchen, ist eine Förderpolitik, die 
auf viel Schwarzbrot statt teuren Zuckerguss setzt. Bitte nur das Fördern, was Mindeststandard ist. 
Und dafür dann garantiert bezahlbare Mieten. 
 
Mehr Wohnraum für weniger Geld. Weil dies so wesentlich ist, fragen wir uns schon, warum es im 
Bauministerium trotz klarer Regelung im Koalitionsvertrag, noch bis Anfang des übernächsten Jahres 
braucht, um mit den neuen Programmen umzusteuern. Das ist das Gegenteil von Speedboot-Tempo. 
Und um das klar zu sagen: Der Ministerin nehme ich den Willen, wirklich schneller zu sein, ab. Möge 
das Haus ihrem Tempo folgen.  
 
Ein ausdrückliches Lob hingegen für die konsequente Entscheidung, aus diesen schlecht gelaufenen 
Förderprogrammen nun erst einmal 800 Millionen € für die Aktivierung der untoten EH55 
Baugenehmigungen zu investieren. Das ist die schnellste Variante, um in einer dramatischen Situation 
Wohnraum zu schaffen.  
 
Und ein anderes, nicht minder wichtiges Signal: der Ausbau der Städtebauförderung. Für die vielen 
Regionen gerade in Ostdeutschland, die von Leerstand gezeichnet sind, kann damit auch eine deutlich 



stärkere Unterstützung zur Abwendung der Verödung von Kommunen, aber auch der Beseitigung von 
- auch wirtschaftlich gefährdendem – Leerstand, geleistet werden. 
 
Meine Damen und Herren,  
wir wollen Machen. Unser Angebot an die Regierung steht: Wir werden sie jederzeit und in so vielen 
Fragen wir nur irgend möglich unterstützen, um die Situation so schnell wie möglich zum Besseren zu 
wenden. Gerne auch mit Turbo und im Speedboot.  
 
Wir unterstützen insofern natürlich auch das von Ministerin Hubertz für morgen angesetzte neue 
Format, in dem in der Runde aus Bau- und Wohnungswirtschaft, Umweltverbänden, Gewerkschaften, 
Ländern und Kommunen genau diese relevanten Themen intensiver diskutiert werden können. 
 
Wir sind aber auch sehr gespannt darauf, wie sich das Ministerium selbst zu Kernfragen wie 
Flächenpolitik, weiteren Beschleunigungen und Standardabsenkungen, der „Fast Lane“ fürs Wohnen 
oder der neuen Förderpolitik positioniert. 
 
Und was bedeutet neues Denken für die Transformation der Gebäudebestände hin zur 
Klimaneutralität? Wie läuft es bislang? Kurz: die Bilanz ist alles andere als prickelnd.  
Absolute soziale Zielverfehlung: Mehr als 90 % der Mittel gehen an deutlich über dem Durchschnitt 
verdienende Haushalte. Extreme CO2-Vermeidungskosten: der spezifische Preis zur Vermeidung einer 
Tonne CO2 liegt bei unfassbaren 1.050 € für die Transformation hin zum EH55-Standard und bei EH40 
verdoppelt es sich noch einmal. 
 
Laut einer Untersuchung der Hochschule für Technik in Stuttgart hat Deutschland so in Europa den 
Spitzenplatz für die ineffizienteste Fördersystematik im Bereich der spezifischen CO2-
Vermeidungskosten eingenommen. Immerhin mal wieder ein Spitzenplatz. 
 
Und die Krönung: das Ganze wirkt gar nicht so richtig. Die durchschnittliche Abweichung von 
theoretischen Zielwerten beträgt sage und schreibe 38 %. Die Förderung von Effizienzhäusern ist aus 
Klimaschutzsicht ineffizient, da hier jede vermiedene Tonne CO2 sehr viel teurer ist als sinnvolle 
Einzelmaßnahmen. Und die Erreichung der Klimaschutzziele über Effizienzhausstandards ist 
offensichtlich auch gar nicht mehr finanzierbar. 
 
Hier haben die 5 von uns unterstützten Professoren mit ihrem Praxispfad eine intellektuelle Bresche 
in die Phalanx der Effizienzfetischisten geschlagen. Der Kern vom Kern: Die Fördermittel müssen 
effektiver auf Treibhausgasminderung ausgerichtet werden und pro Fördereuro möglichst viel CO2 
mindern. Die Wirkung allein dieser Umstellung der BEG-Förderung wäre unglaublich: Statt im alten 
Stil weiter zu machen, und unfassbare 55 Milliarden € unbezahlbare und wirkungsarme Subventionen 
pro Jahr zu verschleudern, würden dann 18 Milliarden € ausreichen. Und wir hätten zudem um 
Welten bessere spezifische CO2-Vermeidungskosten. 
 
Wir freuen uns daher sehr, dass wir diesen dringend notwendigen Paradigmenwechsel sowohl mit 
der neuen Leitung des Wirtschaftsministeriums als auch der KfW in großem Einvernehmen 
diskutieren.  
 
An dieser Stelle dem Wirtschaftsministerium übrigens auch ein Dankeschön für zwei Dinge: Erstens 
dafür, dass die Genossenschaften in ihrem Haus jetzt zur Mittelstandspolitik gehören und aus dem 
Bereich des „europäischen Sozialfonds“ befreit wurden, in den sie während der Ampelzeit verfrachtet 
wurden. 
 
Und zweitens, dass es nach der fatalen Entscheidung des EuGH zu Kundenanlagen in Deutschland, die 
aus einem Wohnungsunternehmen de facto einen Energieversorger gemacht hat, durch das 
Ministerium und Parlament, erst einmal drei Jahre Bestandsschutz gewährt werden. Diese Zeit soll 



genutzt werden, um in der EU die auch dort gewollte dezentrale Energieversorgung, zu erleichtern. 
Wenn die EU nicht nur richtige Ziele beschreiben will, sondern auch ihre Erreichung ermöglichen will, 
besteht hier Raum für viele gute Taten. 
 
Und überhaupt EU: Wir sehen, dass es dort mit der neuen Kommission und dem neu 
zusammengesetzten Parlament auch zu einem deutlichen Umdenken gekommen ist. Runter mit den 
Anforderungen und Regulierungen. Also alles gut? 
 
Verehrte Damen und Herren,  
wir erleben gleichzeitig, dass Wohnraum längst nicht mehr sozial, sondern politisch verhandelt wird – 
und zwar zwischen Idealen und Ideologien. Der Klimaschutz etwa – so unbestreitbar berechtigt er ist 
– wird vielerorts immer und absolut über die Frage der Bezahlbarkeit gestellt. Wenn überhaupt, wird 
die Frage der sozialen Dimension fast immer mit unbrauchbaren Scheinlösungen beantwortet. 
 
Ganz aktuell stehen nun beispielsweise nach dem Bürgerentscheid in Hamburg milliardenschwere 
Investitionen an. Jenseits der Frage, ob man die Mehrinvestitionen überhaupt stemmen kann: Sie 
können letztlich nur über Mieten refinanziert werden. Doch wer soll das am Ende bezahlen?  
Und im Osten unseres Landes – wo die Mieten niedrig sind, und die Einkommen ebenso – erfordern 
die derzeitig effizienzgetriebenen Klimaziele Investitionen in utopischer Höhe.  
 
Ist es gerecht, wenn eine instrumentalisierte Klimapolitik das Recht auf bezahlbaren Wohnraum 
verdrängt? Oder: Werden wir dem Menschenrecht auf Wohnen gerecht, wenn wir – wie in Berlin – 
über die Vergesellschaftung von mehr als 200.000 Wohnungen reden, Milliarden an Entschädigung in 
den Äther schreiben, und dabei keine einzige neue Wohnung entsteht? 
 
Dabei geht es Enteignungsfreunden in Wirklichkeit um ein komplett anderes Wirtschaftssystem. Das 
Wohnen ist also lediglich die erste Projektionsfläche für Aktivisten, die den puren Sozialismus wollen. 
Es wäre dann übrigens der Erste weltweit, der funktionieren würde. 
 
Ein Mietendeckel bremst Investoren aus, eine Enteignung wäre ein desaströses Signal an 
internationale Investoren in allen Wirtschaftsbereichen. Die aber braucht Deutschland gerade in der 
jetzigen Situation so dringend. Die Enteignung kostet gigantische Summen, aber dafür gibt es dann 
keinen einzigen zusätzlichen Quadratmeter Wohnraum! 
 
Jeder Euro in Neubau aber schafft reale Werte, schafft Arbeitsplätze und schafft Zukunft für 
Wohnungssuchende. Jeder Euro in Enteignungen dagegen ist totes Kapital – ein politischer 
Pyrrhussieg, der uns ökonomisch schwächt. 
 
Darum gilt: Bauen lassen, statt Deckeln. Anreizen statt Enteignen.  
Und was ist mit jenen Architekten und Planern, die das Dogma vertreten, Aufstockung und 
Umnutzung seien die einzige legitime Antwort auf einen Wohnraumbedarf, der vor allem durch eine 
Nettozuwanderung und die weitere Singularisierung der Bevölkerung ausgelöst wird. Dieser 
Mehrbedarf innerhalb von 10 Jahren beträgt etwa 3,9 Millionen Wohnungen. Leerstandszahlen von 
deutlich unter 2 % in immer mehr Regionen und ein versteinerter Wohnungsmarkt sind die Folgen. 
 
Wer glaubt, diese gewaltige gesellschaftliche Herausforderung im Bestand lösen zu können, wer neue 
Bauflächen, neue Quartiere, das Schaffen von zusätzlichem Wohnraum, vehement bekämpft, der 
vergeht sich schlicht an den Menschen. 
 
Bisweilen wird so ein Verhalten als neues gesellschaftliches Verantwortungsbewusstsein gefeiert. 
Aber ist es nicht ganz schlicht der Rückzug aus der Realität?  
 



Es zeigt sich für mich eine gefährliche Wahrnehmungsverweigerung. Diese Verweigerung der Realität 
– sei es durch das Übersehen von Millionen fehlender Wohnungen oder das Ignorieren der 
wirtschaftlichen Belastungen – schürt eine Kultur der Untätigkeit. Daraus erwächst dann schlichte 
Verantwortungslosigkeit: Entscheider, die Versprechen machen, ohne Konsequenzen zu tragen; 
Planer, die Innovation blockieren. Diese Haltung muss enden, denn sie untergräbt nicht nur das 
Menschenrecht auf Wohnen, sondern das Vertrauen in unsere Demokratie selbst.  
 
Doch selbst eine Wohnung zu haben, bedeutet noch lange nicht, dass wir alles im Griff haben. Denn 
während einige für sich alles erreicht haben, verfällt andernorts die gesellschaftliche Substanz ganzer 
Quartiere. Verwahrlosung, Isolation und das Wegsehen vor Armut, Drogen, Vandalismus, Gewalt und 
zunehmendem religiösen Hass – sie werden zum stillen Zeugen unseres Versagens. Wer das 
hinnimmt, schützt nicht sein Viertel – er verliert es. 
 
Meine Damen und Herren, 
wir brauchen, was Roman Herzog in seiner berühmten Berliner Rede forderte: Einen Ruck durch 
unser Land. Einen Ruck, der uns aufrüttelt und erinnert, dass Rechte nur dann etwas wert sind, wenn 
sie gelebt werden können. 
 
Wir brauchen den Mut Wirklichkeit sehen zu wollen. 
 
Herzog mahnte: „Wir müssen Abschied nehmen von liebgewordenen Besitzständen. Alle sind 
angesprochen, alle müssen Opfer bringen, alle müssen mitmachen.“ 
 
In der Wohnungsfrage bedeutet das, alte Denkmuster aufzugeben und konkrete Handlungen zu 
priorisieren. Herzog sagte damals: „Es muss wieder Spaß machen, Leistung zu zeigen und 
Verantwortung zu übernehmen.“ Heute müssen wir hinzufügen: Es muss wieder gewollt sein, 
Wohnraum zu schaffen. Am besten sogar mit Spaß. 
 
Wir brauchen eine neue Kultur der Verantwortung. Jeder Bürger, jede Kommune, jedes Land muss 
sich fragen: Trage ich zum Lösen bei – oder zum Blockieren? 
 
Roman Herzog forderte: „Durch Deutschland muss ein Ruck gehen.“ 
 
Heute sage ich: Die deutsche Wohnungspolitik muss sich ins Machen und Gelingen verlieben. Auf 
allen Ebenen. Ein Gelingen, das das Menschenrecht auf Wohnen nicht nur beschwört, sondern 
verwirklicht. Denn: Rechte sind keine Worte. Sie sind Verpflichtungen – und zwar unsere. 


